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Einleitung 

Während der Beitrag des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) zum Grund-
rechtsschutz im Rahmen des Gemeinschaftsrechts vielfach positiv herausgestellt 
wird), fmden sich in der Literatur trotz einer Phase intensiverer, prätoriseher 
Aktivitäten auf diesem Gebiet mitunter scharfe Kritiken am Vorgehen des Ge-
richtshofs. Dabei wird einerseits der grundsätzliche Zugriff des EuGH in Frage 
gestellt2, andererseits wird immer wieder der spezifische Gewährleistungsum-
fang bestimmter Grundrechtspositionen als unzureichend charakterisiere. Nicht 
selten wird gerade von deutscher Seite die ,,solange lII-Drohung" ins Spiel ge-
bracht und die Möglichkeit der Schließung gemeinschaftsrechtlicher Schutzlük-
ken im nationalen Alleingang diskutiert4• Aber auch in anderen Mitgliedsstaaten 
der EGs liegen angesichts besonderer Grundrechtssensibilitäten die Nerven 
teilweise auffallend blank, und vorschnell erfolgt beispielsweise der Ruf nach 
gemeinschaftsvertraglicher Sicherung eminent wichtiger nationaler Grund-
rechtswerte6• Die Schaffimg einer Grundrechtsordnung auf gemeinschaftlicher 
Ebene präsentiert sich als heikle Aufgabe, deren Realisierung auf der einen 

) Statt vieler: Everling, Der Beitrag des Europäischen Gerichtshofs zur europäischen 
Grundrechtsgemeinschaft, in: Klaus Stern (Hrsg.), 40 Jahre Grundgesetz (1990), S. 
168 ff. m. w. N. 

2 Besonders scharf: CoppeI/O'Neill, CMLRev. 29 (1992), S. 669; ähnlich: Persaud, 
Where do we go from here? Fundamental Rights in the Post-Maastricht legal order 
(1994), S. 1 und passim. 

3 Exemplarisch: Kulka, DB 1989, S. 2116, im Hinblick auf den Schutzumfang der 
Unverletzlichkeit der Wohnung im Rahmen des Hoechst-Urteils, dazu unten mehr: 
1. Kapitel, A.III.2.a)bb); Nettesheim, EuZW 1995, S. 106 ff., insbesondere mit Blick auf 
die Eigentumsgarantie; ähnlich: Everling, CMLRev. 33 (1996), S. 413 ff., auch mit 
Blick auf die Verhältnismäßigkeitsprüfung. 

4 Vgl. den Nachweis auf den Text Kulkas in der vorstehenden Fußnote, ferner zur 
Diskussion um die Tabaketikettierungsrichtlinie und dort maßgeblich die vielzitierten 
Ausführungen von Scholz, unten: 3. Kapitel, E.II.1.; siehejÜDgst: Dauses, EuZW 1997, 
S. 705 und ähnlich: Storr, Der Staat 36 (1997), S. 573. 

5 Wenn im folgenden von der EG (Europäischen Gemeinschaft) die Rede ist, so sind 
damit die drei europäischen Gemeinschaften (die ursprüngliche Europäische Wirt-
schaftsgemeinschaft, gemäß Art. G des Maastrichter Unionsvertrages nunmehr ,,Euro-
päische Gemeinschaft", die Europäische Gemeinschaft fiir Kohle und Stahl, EGKS, und 
die Europäische Atomgemeinschaft, EAG) als Bestandteile der ersten Säule der EU ge-
meint. Ebenso bezieht sich der Begriff des "Gemeinschaftsrechts" (z. B. "allgemeine 
Rechtsgrundsätze des Gemeinschaftsrechts") auf das Recht der drei Gemeinschaften. 

6 Phelan, MLRev. 55 (1992), S. 688. 

3' 
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Seite unbestritten integrationsstiftende und legitimierende Potentiale zu entfal-
ten vermag7, auf der anderen Seite allerdings desintegrierende Kräfte entfesseln 
könnte8• 

Derweil steigt angesichts der ausgreifenden EG-Kompetenzen und der ver-
stärkten Determinierung der Lebenswelten durch das Gemeinschaftsrecht die 
Bedeutung eines gemeinschaftsrechtlichen Grundrechtsordo. Dessenungeachtet 
nimmt sich das Schrifttum zu spezifischen gemeinschaftsrechtlichen Grund-
rechtsgarantien bislang eher spärlich aus9• Ebenso steckt die allgemeine Grund-
rechtsdogmatik noch in den Kinderschuhen lO• Dieser Befund ist nicht zuletzt 
durch die diesbezügliche Zurückhaltung des EuGH bedingt und zeigt auf, daß 
insoweit nach wie vor Entwicklungsbedarf besteht, obschon im übrigen ein 
recht stattlicher Umfang an Literatur über die Grundrechte im Gemeinschafts-
recht vorliegt!!. . 

Angesichts der intensiven Nutzung bestehender Kompetenzen und ihrer ten-
denziellen Erweiterung rücken nicht primär wirtschaftlich relevante Freiheiten 
in ihrer ökonomischen, aber auch in ihren sonstigen Dimensionen ins Blickfeld. 
Gegenstand dieser Untersuchung ist die Kommunikationsfreiheit als europäi-
sches Gemeinschaftsgrundrecht. Die Kommunikationsfreiheit ist für das Recht 

7 Ru.fJert, EUGRZ 1995, S. 530; Weiler, Fundamental Rights and Fundamental 
Boundaries: on Standards and Values in the Protection ofHuman Rights, in: Nanette A 
Neuwahl u. a. (Hrsg.), The European Union and Human Rights (1995), S. 51; mit Blick 
auf einen Grundrechtskatalog exemplarisch: Everling, Weiterentwicklung des Grund-
rechtsschutzes durch den Europäischen Gerichtshof, in: Werner Weidenfeld (Hrsg.), Der 
Schutz der Grundrechte in der Europäischen Gemeinschaft (1992), S. 77, 79 f.; Renge-
ling, Brauchen wir die Verfassungsbeschwerde auf Gemeinschaftsebene? Zur Effektuie-
rung des Individualrechtsschutzes gegen grundrechtsverletzende Gemeinschaftsnormen, 
FS-Everling (1995), S. 1199 m. w. N. 

8 Ebenso der Hinweis von: Weiler, a. a. O. 
9 Vgl. allerdings schon zur Berufs- und Eigentumsfreiheit: Günter, Berufsfreiheit und 

Eigentum in der Europäischen Union (1998); Milczewski, Der grundrechtliche Schutz 
des Eigentums im Europäischen Gemeinschaftsrecht (1994); Müller-Michaels, Grund-
rechtlicher Eigentumsschutz in der Europäischen Union (1997); Stadler, Die Berufsfrei-
heit in der Europäischen Gemeinschaft (1980); und ferner den Überblick bei: Rengeling, 
Grundrechtsschutz in der Europäischen Gemeinschaft (1993); und die Ansätze bei: 
Clapham, Human Rights and the European Community: A critical Overview, in: Anto-
nio Cassese u. a. (Hrsg.), European Union - the Human Rights Challenge, Band 3 
(1991); weitere Nachweise unten: 1. Kapitel, All. 

10 Verschiedene Ansätze bei: Rengeling, a. a. 0.; und neuerdings: Kugelmann, 
Grundrechte in Europa (1997); Pauly, EuR 1998, S. 242 ff.; Storr, Der Staat 36 (1997), 
S. 547 ff.; zur Diskussion um eine Ausdifferenzierung der Schutzdimensionen: Gers-
dorf, AöR 119 (1994), S. 400 ff. 

11 V gl. dazu und auch zu den weiteren, einleitenden AusfUhrungen die Nachweise in 
den einschlägigen Abschnitten im folgenden Text. 
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der EGI2 wegen des fortschreitenden Entstehens einer europäischen Infonna-
tions- bzw. Kommunikationsgesellschaft von wachsender Bedeutung13• Sie steht 
ebenso in einem interdependenten Beziehungsverhältnis zur Entwicklung einer 
gemeineuropäischen Öffentlichkeie4• Die Fernseh-RL und vergleichbare Inte-
grationsmaßnahmen legen davon ein beredtes Zeugnis abl5 . Gerade der Rund-
funk oder neuere Medien wie das Internet versinnbildlichen ohnehin die Gren-
zen nationaler Ordnungsgewalt. Die Notwendigkeit der Entwicklung einer ge-
meinschaftlichen Kommunikationsfreiheit, die sich derzeit noch "in statu 
nascendi,,16 befindet, liegt damit auf der Hand. Daß dabei nicht nur hoheitliches 
Handeln der Gemeinschaftsorgane auf dem Prüfstand steht, sondern ebenso 
mitgliedstaatliches Handeln, wurde zuletzt im Urteil des EuGH zum Fall Fami-
liapress l7 besonders deutlich. Hier war eine österreichische Maßnahme, die der 
Pluralismussicherung dienen sollte, aber in die Pressefreiheit eines deutschen 
Verlegers eingriff, vom EuGH auch anhand der Kommunikationsfreiheit zu 
untersuchen. Um so wichtiger ist für die allseits vorangetriebene gemeineuro-
päische Kommunikationsordnung daher das solide Fundament einer gemein-
schaftsrechtlichen Kommunikationsfreiheit. 

Die Kommunikationsfreiheit ist ein Komplex allgemeiner Garantien aber 
auch spezifischer TeilverbÜTgungen, wie insbesondere der Presse-, Film- und 
Rundfunkfreiheit, mit zahlreichen Spezialproblemen. Diese speziellen Aspekte 

12 Auf die mögliche Relevanz der Kommunikationsfreiheit für die EU über den Be-
reich der EG hinaus wird im Rahmen dieser Arbeit nicht eingegangen. Im Falle der Be-
deutung auch für Tätigkeiten innerhalb der zweiten und dritten Säule ist jedoch die ge-
meinschaftsrechtliche Kommunikationsfreiheit zu einem Unionsgrundrecht weiter zu 
entwickeln. 

13 Vgl. nur die Informationen der EG-Kommission: ,,Europas Weg in die Informati-
onsgesellschaft: Ein Aktionsplan", KOM (94) 347 endg.; die Grundlinien des EP: Ent-
schließung vom 19.9.1996 zu der Empfehlung an den Europäischen Rat ,,Europa und 
die globale Informationsgesellschaft" und zu der Mitteilung der Kommission ,,Europas 
Weg in die Informationsgesellschaft: Ein Aktionsplan", ABI. der EG 1996, Nr. C 
320/164; schließlich in der Literatur: Crabit/Bergevin, RMUE 1995, S. 15 ff. 

14 Zum allmählichen Entstehen dieser gemeineuropäischen Öffentlichkeit vgl. den 
Hinweis bei: Everling, YEL 14 (1994), S. 9 f. 

IS Vgl. die deutlichen Hinweise in der Richtlinie des Rates vom 3.10.1989 zur Koor-
dinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Aus-
übung der Fernsehtätigkeit, 89/552/EWG, ABI. der EG 1989, Nr. L 298/23, Präambe-
lerwägung Nr. 8-11; vgl. auch den Erwägungsgrund Nr. 12 der Richtlinie 93/83/EWG 
vom 27.9.1993 zur Koordinierung bestimmter urheber- und leistungsschutzrechtlicher 
Vorschriften betreffend Satellitenrundfunk und Kabelverbreitung, ABI. der EG 1993, 
Nr. L 248/15. 

16 So Schwarze im Hinblick auf die politischen Grundrechte in der Gemeinschaft all-
gemein: NJ 1994, S. 55, wobei Schwarze jedoch die zunehmende praktische Bedeutung 
der Kommunikationsfreiheit hervorhebt. 

17 Rs. C-368/95, Vereinigte Familiapress Zeitungsverlags- und Vertriebs GmbH/ 
Heinrich Bauer Verlag, 26.6.1997, Sig. 1997, S. 1-3689. 
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